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Das Rätsel.
Unter obiger Überschrift schreibtA, H. in der „Südd Ztg."
Der Richterspruch des deutschen Volkes ain 6. Juni be¬

ginnt die notwendigen und entscheidenden praktischen Folgen
zu zeitigen. Noch ehe das Wahlergebnis vollständig vorlag,
am Dienstag mittag schon, hat die Regierung Müller
ihren Abschied genommen  und das inzwischen be¬
endigte Zählgeschäft hat bestätigt, daß sie damit keine bloße
Formalität erfüllte, daß tatsächlich die bisherige Regierungs¬
koalition unmöglich geworden ist. Selbst die letzte Hoffnung
der Regierungsparteien auf eine, wenn auch noch so geringe
Mehrheit, die übrigens unter gar keinen Umständen mehr
hätte regierungsfähig sein können, ist zuschanden geworden;
sie find zur klaren Minderheit herabgestiegen. Rein mathe¬
matisch genommen, unter Ausschaltung aller politischen Ge¬
sichtspunkte, ergeben sich für die Bildung einer neuen Regie¬
rung folgende Möglichkeiten:

1. eine Verbreiterung der bisherigen Koalition nach
links unter Zuziehung der Unabhängigen (297 : 163) ;

2. eine Verbreiterung nach rechts durch Zuziehung der
Deutschen Volkspartei (278 : 182) ;

3. eine Verbreiterung nach links und rechts  durch
Zuziehung der beiden genannten Parteien (358 : 102).

Stur diese letztere Möglichkeit würde für die Regierung
eine Zweidrittel-Majorität , die beiden elfteren lediglich eine
relative ergeben. Politisch  betrachtet muß aber der letztere
Fall ohne weiteres ausscheiden, denn ein Zusammenregieren
von Unabhängigen und Deutscher Bolkspartei ist unter allen
Umständen ein Ding der Unmöglichkeit. Selbst der erste Fall
wird allem nach an dem Widerstand der Unabhäng¬
igen  scheitern, obwohl von mehrheitssozialistischer Sette alle
Hebel in Bewegung gesetzt sind, um eine solche Lösung zu
erreichen. Ss fragt sich aber sehr, ob die bürgerlichen Mit¬
glieder der bisherigen Koaliton, Demokratie wie Zent-
r u m, bereit sein würden, diesen Weg miteinzuschlagen, selbst
wenn es der Mehrheitssozialdemokratie gelänge, den Wider¬
stand der Unabhängigen zu brechen. Beide Parteien haben
im Wahlausfall eine solch deutliche Lehre bekommen, daß sie
es aus parteipolitischen Erwägungen schon gar nicht wagen
werden, den Kurs nun noch weiter nach links abzudrehen.
Tatsächlich würden sie aber in einer solchen Kombination noch
weit mehr als bisher das bedeutungsloseAnhängsel
einer beherschenden sozialistischen , nur be¬
deutend radikaleren Mehrheit  sein . Es bleibt also
wohl nur der zweite Fall als überhaupt in Erwägung zu
ziehende Möglichkeit übrig : ein Eintritt der Deutschen
Volkspartei in die Koalition.  Daß die Deutsche
Volkspartei dazu durchaus bereit wäre, hat sie wiederholt zu
erkennen gegeben.

Dieser Möglichkeit aber, die wohl auch von den Demo¬
kraten durchaus begrüßt würde, steht nach wie vor ein schrof¬
fes Nein der Sozialdemokratie  gegenüber , die sich ja,
wie erinnerlich, schon im Wahlkampf mit einer derartigen
Lage auseinandergesetzt und sich ihren Wählern gegenüber
mit ihrer- ablehnenden Halung gewissermaßen festgelegt hat.

Erst der kommende Sonntag wird wohl darüber ent¬
scheiden, ob es mit dieser Ablehnung für alle Fälle sein Be¬
wenden haben wird. Ob man eine solche Lösung aber als
glücklich ansehen könnte, ist eine Frage , die auch mit einem
Wechsel in der mehrheitssozialistischenHaltung noch lange
nicht gelöst wäre. Die „Deutsche Volkspartei" kann keines¬
wegs, und sie beabsichtigt das allem nach auch nicht, auf ge¬
wisse grundsätzliche Forderungen verzichten, auf die einzugehen
der Sozialdemokratie um so schwerer fallen wird, je mehr sie
durch die Abwanderung ihrer seitherigen Anhänger ins radi¬
kale Lager betroffen worden ist. Denkbar wäre eine solche
Lösung nur dann , wenn die neue Regierung von vornherein
aus eigentliches Programm verzichten, sich von Anfang an
mit der Rolle einer Art Geschäftsministeriums  be¬
gnügen würde, das die Entscheidung grundsätzlicher Fragen
zurückstellt, sie Vereinbarungen von Fall zu Fall überläßt.
Wenn schon sine solche Lösung denkbar erscheint, ist auch
kein Grund vorhanden, nicht gleich eine 4. Möglichkeit in
Erwägung zu ziehen, die Einbeziehung der Deutschnationa¬
len in ein solches Geschäftsministerium, also eine A r o n t
von Scheidemann bis Hergt.  Gleich der Deutschen
Volkspartei wären auch die Deutschnationalen unter gewissen
Voraussetzungen grundsätzlich dazu bereit.

Auf den ersten Blick könnte eine solche Lösung auch
wirklich etwas Bestechendes haben. Sie würde wohl partei¬
politische Opfer von jedem der Beteiligten verlangen, dafür
aber auch die Aussicht eröffnen, daß Parteileidenschaft und
Haß im breiten Strom dieser Einheitsfront verebben, daß
die Massen, die hinter diesen Parteien stehen, zusammenge¬
führt werden könnten in dem einen großen Ziel gemeinsamer
Arbeit für den Wiederaufbau unseres Vaterlandes , hinter
dem alle Gegensätze zurücktreten müssen. Wir stehen trotz¬
dem nicht an, eine solche Lösung als die allerungiücklichste
zu bezeichnen. Was hier erreicht werden könnte, ist wohl
ein Ziel aufs innigste zu wünschen; vielleicht — vielleicht
wird es aber auch ein Traum  bleiben , so gut wie alle die
andern Illusionen von Völkerversöhnung u. Völkerverbrüde¬
rung , denen das deutsche Volk zum Opfer gefallen ist, und

wir haben an den zerronnenen Illusionen unserer Außen¬
politik so schwer zu tragen , daß wir das Experiment inner-
politischer Jllusionspolitik wahrlich nicht auch noch wagen
können. Wir fürchten, daß der ganze Traun : in Bälde nichts
anderes wäre, als ein glänzendes Fiasko,  nachdem inzwi¬
schen mit fruchtlosen Versuchen auf der mittleren Linie kost¬
barste, unersetzliche Zeit verloren gegangen ist. Wir haben
aber keine Zeit mehr zu verlieren, wenn das Verderben, das
sich- gewitterschwer über Deutschland zusammenzieht, anders
noch aufgehalten werden soll. Die Vorzeichen des nahenden
wirtschaftlichen Zusammenbruchs  sind furchtbar
ernst, und wer nicht nur die Tatsache  dieser Erscheinung
auf sich wirken läßr, sondern auch den Ursachen  nachgeht,
der weiß, daß nur entschiedene und sofortige Ab¬
kehr  von der heillosen Mißwirtschaft der Koalitionsregie¬
rung noch einen letzten Rettungsanker bietet. Ist aber dazu
ein Geschäftsministerium imstande, dein jede Aktivität schon
durch seine innere Unausgeglichenheit genommen ist ? (Die
schrecklichen Folgen des Erzbergerschen Steuerdilettantismus,
der verderblichen Sozialisierungskunststücke, der Lahmlegung
der individuellen Intelligenz und Initiative , und nicht zu¬
letzt der in den breiten Massen bewußt großgezogenen Zucht¬
losigkeit und Begehrlichkeit, die sich letzt und am meisten an
den betörten Arbeitermassen anszuwirken beginnen, lassen
sich am allerwenigsten mit halben Maßnahmen, mit Kom¬
promissen nach allen Seiten aus der Welt schaffen.

Nichts zeigt mehr die ganze Armseligkeit des Parlamen¬
tarismus , als die bei den Erwägungen über die Neubildung
der Regierung in den Vordergrund geschobenen partei¬
politischen  Bedenken . Angesichts der drohenden Kata¬
strophe gibt es aber unseres Erachtens nur eine  Lösung,
gegen die es parteipolitische und andere Bedenken nicht geben
darf, weil sie eben die einzige ist. Diese Lösung ist zugleich
die allein demokratische,  weil sie dem inneren Charak¬
ter des Volksentscheids vom 6. Juni entspricht: die einer
bürgerlichen  Regierung . Der „Ruck nach links", der
das eine Merkmal der Wahl ausmacht, ist in Wirklichkeit nur
Verschiebung innerhalb der sozialistischen Parteien ; wird
aber bedeutungslos durch den Rückgang  der sozialistischen
Gesamtsummen. Dieser Rückgang  aber ist das Ent¬
scheidende;  von einem „Ruck nach links" kann in Wahr¬
heit gar nicht gesprochen werden, sondern nur von einer
Niederlage derGesamtsozialdemokra-
t i e, und damit steht durchaus im Einklang  das ge¬
waltige Anwachsen der nationalen , bürgerlichen Rechten. Der
Dolkswille, der bei der Wahl zum Ausdruck kam, ist durchaus
einheitlich; er verlangt Abkehr vom Sozialismus und den
sozialistischen Regierungsmerhoden, bürgerliche, nicht soziali¬
stische, nationale , nicht internationale Politik. Die sozialistische
Wirtschaftspolitik, zu deren Mitträgern sich Zentrum und
Demokratie gemacht haben, hat ims in das wirtschaftliche
Elend geführt, die bürgerliche soll uns wieder herausführen.
Das ist der Sinn der Wahlen und nach diesem Gesichtspunkt
hat sich auch die R e g i e r u n g s n e u b i l d n n g zu
vollziehen. Die Rechte allein verfügt über keine Mehrheit,
aber sie ist vorhanden, wenn Zentrum u. Demokratie
den Mut finden, außerhalb der Sozialdemokratie
mit der Rechten eine regierungsfähige Mehrheit zu bilden.
268 bürgerliche stehen gegen 192 sozialistische Stimmen;
eine solche Regierung ist arbeitsfähig, wenn gleich auch ihr
die */s Majorität fehlt, die sich überhaupt bei keiner Kombi¬
nation erreichen läßt. Das größte Opfer in ihr, das verheh¬
len wir uns nicht, werden die nationalen  Parteien der
bisherigen Opposition bringen, die vor einen Bankrott gestellt
sind, den sie vorausgesehen haben und nicht aufzuhalten ver¬
mochten. Aber kein Opfer ist so groß, daß es nicht gebracht
werden müßte — um des Vaterlandes willen.

Das Wahlergebnis für die K P . D.
^86 . Die K.P .D. (Spartakusbund ), die sich an den

Wahlen zur Nationalversammlung nicht beteiligt hatte, ist
bei der jetzigen Reichstagswahl zum erstenmal mit eigenen
Kandidaten an die Oeffentlichkeit getreten. Das Ergebnis
ist, wie von vornherein bemerkt sei. ein überaus klägliches.
Es wäre für die Spartakisten selbst wahrlich vorteilhafter ge¬
wesen, wenn sie sich an den jetzige» Wahlen nicht beteiligt
hätten, denn erst durch die Wahl ist es dem deutschen Volke
klar geworden, wie unendlich klein die Zahl der Anhänger
dieser Partei ist, die immer putscht, immer rumort und eine
Sprache führt, als ob sie Millionen hinter sich hätte.

Ueber die Frage der Beteiligung an den Par¬
lamentswahlen  ist seit Gründung des Spartakusbundes
auf jedem Parteitag ein äußerst erbitterter Kampf geführt
worden. Auf dem Gründungsparteilag , der Ende Dezember
1918 in Berlin tagte, wurde die Beteiligung an den Wahlen
zur Nationalversammlung mit 62 gegen 23 Stjmmen abge¬
lehnt, trotzdem Rosa Luxemburg  und Paul Leoi  energisch
für die Beteiligung der Partei an der Wahl eintraten, des¬
gleichen der Kommunist Heckert - Chemnitz. Von Interesse
ist es, daß Leoi gegenwärtig die Leitung des Spartakus¬
bundes in den Händen hat und Heckert nach den bisher vor¬
liegenden Wahlergebnissen der einzige  kommunistische Kan¬
didat ist, der gewählt worden ist.

Der Heidelberger  Parteitag vom Oktober 1919 stellte
sich bereits bewußt einer grundsätzlichen Verneinung jeder

parlamentarischen Tätigkeit entgegen und der Berliner
Parteitag vom April d. I . brachte dann einen vollständigen
Sieg  der Elemente, die sür die Beteiligung  an den
Parlamentswahlen waren. Der Beschluß des Grürrdungs-
parteitages wurde für „einen schweren politischen Fehler"
erklärt und einmütig beschlossen, sich an den kommenden
Wahlen für den Reichstag zu beteiligen. Betont wurde je¬
doch, daß die Kommunisten in das Parlament als „Todfeinde
des Parlamentarismus"  einziehen würden. Diese
Stellungnahme entspricht ganz genau der Taktik der russischen
Bolschewisten und den von der 3. kommunistischen Inter¬
nationale gegebenen Direktiven. Die Kommunisten ziehen
ins Parlament , nicht um mitzuarbeiten, sondern um die Ar¬
beiten des Parlaments zu stören, um zu provozieren und
Radauszenen zu inszenieren, um für die . Diktatur des Pro¬
letariats " und das Rätesystem Propaganda zu machen.

Nach den bisher vorliegenden Wahlergebnissenhaben die
Kommunisten es auf insgesamt 328912 Stimmen  in ganz
Deutschland gebracht! Dies Ergebnis ist, wie eingangs schon
bemerkt wurde, nur als kläglich zu bezeichnen. Es steht in
einem auffallend krassen Gegensatz zu den gewaltigen
aufgewandten Mitteln,  die in überreichlichem Maße aus
Sowjetrußlnnd  geflossen sind, es steht auch in auffal¬
lendem Gegensatz zu der dreisten prahlerischen
Sprache,  die von den verschiedenen„Roten Fahnen " vor
der Wahl geführt wurde. Gewiß verlangt eine sachliche Be¬
urteilung des Wahlergebnisses, daß auch der Umstand in
Betracht gezogen wird, daß die zu Ostern  gegründete
Kommunistische Arbeiterpartei,  die ja aus der
parlamentsfeindlichen Opposition der K.P .D. heroocgegangen
ist, in überaus geschickter Weise gegen  die Wahlbeteiligung
der Kommunisten einen leidenschaftlichen Kamps geführt hat.
Erklärte doch die von Franz Pfemfert  geleitete „Aktion,"
die im schärfsten Gegensatz zu der K.P .D., den sogenannten
„Leviten", steht, den Parlamentarismus für „maskierten
weißen Schrecken"  und jeden Proletarier für „unwürdig ",
der den „bürgerlichen Wahlrummel " mttmache und behaup¬
tete des weiteren, daß der Parlamentarismus nur „Arbeiter-
oerräter " schaffe und ohne ihn „Scheidemänner" nicht denk¬
bar seien. Aber selbst wenn man die starke Agitation der
K.A.P .D. gegen die Beteiligung an den Reichstagswahlen
in Betracht zieht, so muß doch gesagt werden, daß auch im
Falle einer Beteiligung der K.P .D. an den Wahlen das
Endergebnis nie und nimmer den Erfolg gehabt hätte, den
sich Liebknecht  u . Rosa Luxemburg  im Dezember 1918,
den sich Paul Leoi  und Klara Zetkin  jetzt erträumt ha¬
ben! Die Massen sind, Gott sei Dank, für den kommunisti¬
schen Wahnsinn nicht „reif"  und werden, wenn der Ge¬
sundungsprozeß des deutschen Volkes weiter andauert , trotz
Millionen und Abermillionen russischen bolschewistischen Gel¬
des, trotz der Hetzarbeit der fragwürdigsten Elemente, für
diesen Wahnsinn nie „reif"  werden . Wer aber glaubt,
daß die Kommunisten nach dem Fiasko dieser Wahl ihre ver¬
brecherischen Pläne aufbeben werden, der irrt sich gewaltig.
Spartakus zieht nach eigenem Eingeständnis in das Paria
ment als Todfeind  dieses Parlaments ein und hat seine
Endziele nicht aufgegeben. Sphinx.

Der neue Reichstag.
Berlin , 10. Juni . Der neue Reichstag mit seinen 460

Abgeordneten wird, wenn man ihn seiner inneren Beschaffen¬
heit nach zutreffend gruppieren will, in drei große Ge¬
sa mtgruppen  zerfallen : Die Rechte, bestehend aus
Deutschnationalen, Deutscher Volkspartei, christlich förderali-
stischer Fraktion , Bauernbund und Hannoveranern , mit zu¬
sammen 156, die Sozialisten und Kommunisten mit 192 und
die beiden eigentlichen bisherigen Mittelparteien Zentrum
und Demokraten mit 112 Stimmen.

Die Läge hinsichtlich der Regierungsneubildung
ist vorläufig unverändert und wahrscheinlich wird auch in
den nächsten Tagen eine Klärung noch nicht erfolgen.
Zunächst müssen die am 6. Juni gewählten Abgeordneten in
Berlin eintreffen und die Fraktionen müssen dann in offi¬
ziellen Sitzungen zu der Lage Stellung nehmen Die Be¬
sprechungen, die einstweilen stattfinden, können natürlich nur
vorbereitenden Charakter  haben . Eine Partei
sucht die andere zur Regierungsbildung aufzumuntern und
entschuldigt ihre eigene Entschlüßlosigkeit mit ihrer Minorität.
Eine Minderheitsregierung,  wie sie in parlamenta¬
risch regierten Ländern wie England und Schweden nicht
ungewöhnlich ist, scheint den deutschen Parteien kein gang¬
barer Ausweg.

Heute vormittag traten die gegenwärtig in Berlin wei¬
lenden Abgeordneten der Deutsch nation ulen Volks¬
partei  zu einer Besprechung zusammen. Beschlüsse wurden
nicht gefaßt, da man erst die Entschließungen des
Reichspräsidenten  und die Stellungnahme der übrigen
Parteien abwarten will. Es wurde betont, daß die Deutsch¬
nationale Volkspartei sich der positiven Mitarbeit
in einem Koalitionskabinett selbst airf breitester Grundlage
nicht verschließen würde.  Voraussetzung dafür wäre
natürlich dieAufrechterhaltung der  fest liegenden
deutschnationalen Grundsätze.

Die in Berlin weilenden Führer der Deutschen
Volks Partei  hielten heute mittag gleichfalls wieder eine



Besprechung ab. An der Stellungnahme der Partei hat sich
nicht- geändert. Bon maßgebender Seite wird uns gegen'
über nochmals betont, daß beide Parteien sich der Mit¬
arbeit nicht verschließen  würden , jedoch sind sie unter
allen Umständen gewillt, an ihren Hauptgrundsätzen festju-
halten.

Die Deutsche Dolkspartei macht den Eintritt in das
Kabinett von einigen bestimmt formulierten Forderungen
abhängig. Der „Lag " berichtet darüber : Die Deutsche
Bolkspartei wird verlangen, daß nach Spaa  wirkliche Staats¬
männer und keine Parteimänner entsandt werden, und daß
nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten regiert wird, daß das
Beamtentum von der Politik verschont bleibt, und daß die
Staatsautorität wieder hergestellt wird. Diese letzte Forde¬
rung kann nach der Ansicht der Führer der Deutschen Volks-
Partei nur erfüllt werden, wenn für die Zuverlässigkeitunserer
Reichswehr Vorsorge getroffen wird.

Die Zentrums - Parlamentskorrespondenz
schreibt zu der Frage der Regierungsbildung : Die einzige
Möglichkeit, die für eine Regierungsbildung besteht, ist die,
daß die bisherige Mehrheit  oder Teile von ihr unter
Hinzuziehung anderer Parteien eine neue Regierung
bilden. . Andernfalls tritt eine letzte Möglichkeit ein : das
wäre die Auflösung des neu gewählten
Reichstages,  denn wenn sich keine tragfähige Regie
rung bilden kann, dann ist das Parlament arbeitsunfähig
und hat seinen Beruf verfehlt. Eine Regierungsbildung aus
den bisherigen Mehrheitsparteien unter Hinzuziehung
der Deutschen Volkspartei  ist allerdings nur dann
möglich, wenn die Deutsche Volkspaitei nicht Bedingungen
stellt, die zu erfüllen die Mehrheitsparteien oder auch nur
ein Teil von ihnen nicht in der Lage sein werden. Sicher
ist anscheinend, daß das Zentrum gegen einen Zusam
menschluß nach rechts hin keine Einwendungen
zu erheben hat.

Die beiden anderen Koalitionsparteien wollen dagegen
davon nach wie vor nichts wissen. Die Demokraten
erklären, daß sie sich unter keinen Umständen
von den Mehrheitssozialisten trennen
würden und diess wiederum, daß sie für ein Zusammengehen
mit der Deutschen Volkspartei keineswegs zu haben seien.
Sie scheinen vielmehr ihr Verbleiben in der Regierung von
dem Eintritt der Unabhängigen abhängig machen zu wollen,
wozu diese indessen auch heute nicht die geringste Neigung
verspüren.

Graf Westarp gewählt!
Berlin , 9. Juni . Wie mangelhaft selbst die amtliche

Berichterstattung ist, zeigt sich u. a. daran , daß noch heute
abend keine Zeitung weiß, daß eine so markante deutschnatio-
nale Führerpersönlichkeit wie der Oberverwaltungsgerichts¬
rat a. D . Graf Westarp  tatsächlich gewählt ist. Im
Charlottenburger Kreise hat nämlich di« deutschnationale
Volkspartei in Wahrheit 120 222 Stimmen erhalten, so daß
dort nicht nur , wie bisher gemeldet, der Herausgeber der
„Deutschen Zeitung ", Wulle.  sondern auch Graf Westarp
ein Mandat erhalten hat. Die Deutschnationalen werden
mithin insgesamt mit 6 6 Mitgliedern  im neuen Reichs¬
tag vertreten sein.

Erzberger will verzichten? ?
Berlin , 9. Juni . Eine Meldung aus Fulda , deren

Quelle leider nicht näher bezeichnet wird, besagt: Erzberger
will alsbald nach der Reichstagseröffnung sein Mandat
niederlegen,  falls seinem Eintritt in die ZentrumSfrak-
non erhebliche Schwierigkeiten bereitet würden . Er setze das
Parteiinteresse über das persönliche und wolle nicht grol¬
lend beiseite stehen. (Die Meldung wird man vollends in
Anbetracht des Beschluflesder  württembergi-
schen  Zentrumspartei mit mehr als einem Fragezeichen ver¬
sehen müssen. Möglicherweise ist sie nichts anderes als ein
Erzbergerscher Reklametrick, um auch noch die Gloriole edler
Bescheidenheit um seine Stirn zu winden, obwohl er im
Ernst nicht an Verzicht denkt. D S .)

Zur Bildung des ueuen Reichskabinetts.
Berlin , 10. Juni . Im Verlauf des gestrigen Tages

hatte Reichspräsident Ebert längere Besprechungen mit dem
Reichskanzler Hermann Müller nnd später mit dem Vize¬
kanzler Dr . Koch. Zunächst dürste, wie bereits gemeldet,
mit der Bildung eines neuen Kabinetts Hermann Müller
beauftragt werden, der sich zuerst an die Unabhängigen
wenden und sie zum Beitritt in die bisherige Koalition auf-
iordern wird. Nach den Presseäußerungen der radikalen
Linken zu urteilen, wird er dabei auf eine ablehnende Hal¬
tung stoßen. Immerhin wird eine solche Anfrage bei den
Unabhängigen vor Ablauf der Woche keine Erledigung finden
können, weil die zuständigen Persönlichkeiten dieser Partei
früher nicht in der Lage sein werden, eine solche Anfrage
entgegenzunehmen. Die maßgebenden Führer sind zurzeit
noch nicht in Berlin . Dagegen trifft heute der Chef der
Zentrumspartei , Trimborn , voll Köln in Berlin ein, um mit
feinen Parteifreunden zu beraten. Eine unverbindliche Be¬
sprechung der demokratischen Minister und der in Berlin
weilenden demokratischen Abgeordneten fand gestern nach¬
mittag bei dem preußischen Handelsminister Fischbeck statt.

Gin« Entschließung des schlesw. Proviuziallandtags.
Kiel, 9. Juni . Der Provinziallandtag hat eine Entschlie¬

ßung angenommen, in der eS heißt : Der Entwurf des Ver¬
trags betreffend die Abtretung Nordschleswigs schafft eine
sowohl aus nationalen wie aus wirtschaftlichen Gründen un¬
haltbare Grenze. Er enthält außerdem eine Reihe von Be¬
stimmungen, die Deutschland neue im Versailler Friedens¬
vertrag nicht vorgesehene Lasten auferlegt. Der Provinzial¬
landtag verlangt , daß die Reichsregierung diesen Vertrag ab¬
lehnt und sich zur Erfüllung der Forderungen der Entente
nur insoweit bereit erklärt, als sie den Bestimmungen des
Versailler Friedensvertrages entsprechen.

Der Vertragsentwurf über Nordschleswtg.
Berlin , 10. Juni . Nach der „Vosstschen Zeitung " ver¬

lautet in Flensburg , daß die Reichsregierung bei der Kürze
der ihr gestellten Frist sich außer Stande gesehen habe, zu
dem Vertragsentwurf über Nordschleswig bis »um 10. Juni
endgültig Stellung zu nehmen. Sie habe beim großen Rat
in Paris um Fristverlängerung bis zum 20. Juni gebeten.

Polouifieruug Oberschlefiens.
Oppeln, 9. Juni . Die interalliierte Kommission Hak be¬

schlossen, diejenigen Beamten der Sicherheitspolizei, die nicht
Oberschlesier sind, aus Oberschlesien auszuweisen. Für diesen
Fall wollen auch die aus Oberschlesiern bestehenden Beamten
der Sicherheitspolizei Oberschlesien verlassen, weil sie von
dem Terror der Polen das Schlimmste befürchten müssen.
Mit einem Schlage würde so Oberschlesien der polnischen Ge¬
walt ausgeliefert , weil die neu zu gründende Sicherheitspoli¬
zei in der Hauptsache aus Mitgliedern der Sokolvereine ent¬
nommen werden würde. Die Rekrutierung von Mitgliedern
dieser Vereine für die neue Sicherheitspolizei wird bereits
jetzt von der polnischen Plebiszitkommission «nd den ihr un¬
tergeordneten Organen oorgenommen.

Aus der magyarische« Nationalversammlung.
Budapest, 9. Juni . Nationaloersaimnlung . Vor Ein¬

tritt in die Tagesordnung erklärte der Abgeordnete Huszar,
alle Parteien stimmten darüber überein, daß im Lande Ord¬
nung und Sicherheit herrschen und Putschversuche, sowohl
von links wie von rechts energisch unterdrückt werden müß¬
ten. Der Reichsverweser nnd die Nationalarmee müßten
Hüter von Recht und Ordnung sein. Ein Offizier der Na¬
tionalarmee, Oberleutnant Hejas, habe eine Erklärung poli¬
tischer Natur veröffentlicht, in der er von einer ihm unter¬
stellten Organisation spreche und Beschuldigungen gegen die
Nationaloersammlnng erhebe. Das sei ein unmöglicher Zu¬
stand. Entweder sei die Regierung imstande, noch hektte
Ordnung zu schaffen oder sie habe morgen ihre Existenzbe¬
rechtigung verloren. Honvedminister Soos erklärte, der schul¬
dige Offizier werde im Sinne der Kriegsgesetze bestraft
worden. Er habe die weitgehendsten Verfügungen zur Siche¬
rung der Ordnung getroffen. Der Ministerpräsident versprach,
den Fall Hejas nötigenfalls durch den parlamentarischen
Ausschuß in jeder Richtung untersuchen zu lassen.

Die deutsch-tschechische« Wirtschaftsbeziehungen.
Berlin . 9 Juni . Am 10. ds. Mts . begibt sich eine Korn-

miffon der deutschen Regierung unter Führung des Ministerial¬
direktors im Auswärtigen Amt von Stockhammern nach Prag
um dort die vor einiger Zeit in Berlin mit Regierungsver¬
tretern der Tschecho-Slovakei begonnen Verhandlungen über
eine Regelung der gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen tun¬
lichst zu einem Abschluß zu bringen.

Württembergische Politik.
Württ. Minister über die politische Lage.

r Stuttgart , 9. Juni . Der Chefredakteur der Württem-
berger Zeitung legte den württembergischenMinistern Fragen
über die politische Lage vor, wie sie durch den Ausfall der
Wahlen geworden ist. Es wurde dabei nach dem Fortbe¬
stand der Koalition, nach der Umbildung der Regierung, nach
der Haltung der Parteien und nach einer verschiedenen Re¬
gierungsbildung im Reich und in Württemberg gefragt. Der
württ . Staatspräsident Blos  betonte in seiner Antwort , er
halte die Koalitionsmehrheit für befestigt und tragfähig,
weil die drei Parteien so lange miteinander gearbeitet hätten.
Das Zentrum werde an der Koalition festhalten. Die Frage
der Umbildung der Regierung werde sich nach dem Zusam¬
mentritt des neuen Landtags , der verfassungsmäßig 16 Tage
nach der Wahl geschehen müsse, entscheiden, wobei er als
Alterspräsident aufzutreten habe. Von den Verhältnissen im
Reich seien wir nicht abhängig. Kultminister Dr . Hieber
wieS auf die 4 Dolksparteiler hin. Er könne sich nicht denken,
daß sie sich grundsätzlich zur Opposition schlagen. Das Zentrum
hätte Anspruch auf eine stärkere Vertretung , die Sozial¬
demokratie sei mit drei Ministern und dem Gesandten zu
stark an der Regierung beteiligt. Wegen der Kirchen- und
Schulfrage werde das Zentrum nicht zunr Anschluß nach
rechts veranlaßt werden. Es sei dringend erwünscht, diese
Fragen noch mehr aus dem politischen Kampf herauszu¬
schieben. Daß Sozialdemokraten und Unabhängige gemein¬
sam in die Opposition treten sei nicht wahrscheinlich. Eine
rein bürgerliche Regierung hätte wohl noch mehr Schwierig¬
keiten, als eine Regierung mit den Sozialdemokraten. Daß
besondere Schwierigkeiten zu erwarten wären , wenn die neue
Regierung in Württemberg etwa anders zusammengesetzt wäre
als im Reich, glaubt Dr. Hieber nicht. Finanzminister Lie-
sching wies darauf hin, daß die Rechte und das Zentrum
ebensoviel Stimmen (55), wie die Koalitionsparteien hätten
und eine Zufallsabstimmung die Regierung beseitigen könnte.
Kirche und Schule würden in nächster Zeit eine bedeutende
Rolle nicht spielen. Wünschenswert sei, daß auch die Sozial¬
demokratie an der bisherigen Koalitionspolitik festhalte. Auch
bei selbstlosester Teilnahme an der Regierung werde unter
den gegenwärtigen Umständen eittl Undank geerntet. Ver¬
änderungen in der Regierung seien nicht ausgeschlossen, es
sei aber politisch unklug, ja geradezu staatsgefährlich, wenn
die Arbeiterschaft von der Teilnahme an der Regierung aus¬
geschloffen werde. Justizminister Bolz führte aus : Ob nach
dem Ausfall der Wahlen der Fortbestand der Koalition im
Reich, den ich für politisch zweckmäßig halte, möglich sein
wird, ist noch nicht zu übersehen. Für Württeniberg gibt eS
zwei Möglichkeiten: entweder Fortbestand der Koalition oder
Bildung einer bürgerlichen Regierung auSBauern-
bund , Bürgerpartei und Zentrum.  Die Frage ist
nun:  Ist die' Koalition erweiterungsfähig ? Das möchte ich
verneinen. Das Zentrum kann „niemals " mit den Unab¬
hängigen in der Regierung sein. Eine Erweiterung nach
rechts scheitert am Widerstand der Sozialdemokraten und
Demokraten. Die Regierung muß ein reines Geschästsnrini-
sterium sein und sich vorwiegend auf wirtschaftlicheu. finan
zielle Aufgaben beschränken, muß sich um die Vereinfachung
und Verbilligung der Staatsverwaltung und überhaupt um
Sparsamkeit b̂emühen. Eine andere Koalition kann dem
Zentrum in einem Falle aufgedrängt werden, wenn nämlich
versucht werden sollte, in den Schul - u. Kirchenfragen
über unsere Grundsätze hinwegzugehen. Wir würden dagegen
das Aeußerste, bis zum Volksentscheid, einsetzen. Wie die Hal¬
tung der Sozialdemokratie sein wird, muß abgewartet werden.

Der ueue Alterspräsident.
r Stuttgart , 10. Juni . Der Alterspräsident des neuen

Landtags ist nicht Staatspräsident BloS, sondern Oberstudien-
ral Dr . Ggelhaaf  von der Deutschen Volkspartei.

>' Eingehen des „Beobachter".
t Die „Neue Züricher Zeitung " meldet: „Der demokratischen
? Partei Württembergs droht ein empfindlicher Verlust. Ihr
^ vieljähriges Parteiorgan , der „Beobachter", ist in so große
j finanzielle Schwierigkeiten geraten, daß sein Eingehen nach
j den Wahlen auf den 1. Juli beabsichtigt ist." Daß das im
j 90. Jahrgang erscheinende demokratischeHauptorgan unter
- den bekannteren Blättern Württembergs das erste Opfer
; der ungeheuren Papierteuerung würde, konnte doch nicht
i erwartet werden.
! Stuttgart , 9. Juni . Zu der Meldung der „Neuen
! Züricher Zeitung ", daß infolge finanzieller Schwierigkeiten
: das demokratische Parteiblatt „Der Beobachter" auf 1. Juli
; eingehe, erfahren wir, daß ein Beschluß irgendwelcher Art in
j dieser Frage nicht oorliegt. Finanzielle Schwierigkeiten hat
> zur Zeit die gesamte mittlere und kleinere Presse zu über¬

winden, weil die Papierpreise, Rohmaterialien und Arbeits-
s löhne derart gestiegen sind, daß nur mit Verlust gearbeitet

werden kann.

Aus Stadt und Bezirk.
Nagold, den 11. Juni 1̂ 0

* Acbertragen wurde eine Oberreallehrerstelle an der
Latein- und Realschule in Nagold dem Hilfslehrer Dr . Friedr.
Bcetschneider  an der Oberrealschule in Ludwigsburg,

* Sitzung des Gemeinderats. Bei dem Punkt: Vor¬
bereitung von Notstandsarbeiten wies Herr Stadtschultheiß
Maier  darauf hin, daß verschiedene Wegbauten auch ohne
Arbeitslosigkeit dringend nötig seien, und demgemäß auch
entsprechend in die Hanh genommen werden müßten. Herr
Oberförster Birk  gab an Hand von Plänen dem Gemsinderat
Aufschluß über drei von ihm vorgesehene Wegbauten und
empfahl sofortige Inangriffnahme , da mau mit einer größeren
Arbeitslosigkeit zu rechnen habe. Es wird beschlossen, daß
der Grmeinderal zunächst die Projekte besichtigen soll. Im
Anschluß hieran wird die Aufstellung von Wegwarten ge¬
nehmigt, die aber keinen Beamrencharakter erhalten sollen,
sondern lediglich den ortsüblichen Lohnzuschlag für Vorarbeiter.
— Die Anschaffung eines Sauerstoffapparates sowie zweier
„Geistgreiser" für die Feuerwehr wird gutgeheißen. — Die
Verhandlungen mit dem Nagolder Fußballclub sind nun
spruchreif geworden. Die Kommission hat zusammen mit
dem Verein einen Pachtvertrag entworfen, der einstimmig die
Genehmigung der Gemeindevertretung findet. — Das Kahn¬
fahren auf der Nagold wird auf die Eingabe eines Fischerei
Besitzers hin eingeschränkt, und zwar darf künftighin im Früh¬
fahr und Herbst nur bis 9 Uhr, im Sommer bis 10 Uhr
abends gerudert und dabei nie der obere Steg überschritten
werden. — Der katholischen Kirchengemeindewird 7 Meter
Stockholz zu billigem Preis abgegeben. — Der Lehrerschaft
wird städtischerseits ein angemessener Vorschuß aus den neuen
Besoldungstarif bewilligt. — Ein Antrag des Stadtbauamts
auf Einstellung einer fachmännischen Hilfskraft wird zurück¬
gestellt. — Die Frage des Wohnrmgseinbaus im „Rößle"
wird der Kommission zur Vorbehandlung Überwiesen an Hand
der im allgemeinen für zweckmäßig befundenen Pläne des
Stadtbauamts . — Schluß der öffentlichen Sitzung kV« Uhr.

* Schwarze Ehronik. Wie im neuen Staate die Ar¬
beitsleistung entlohnt wird, dafür bringt der „Berwaltungs-
mann ", das Organ des Vereins Württ . Verwaltungsbeamten,
folgende Beispiele vom oberen Neckar: „Monteur pr» Monat
1500 Harmonikamacher 960—1000 Oberamtssekretär,
verheiratet, 720 Schreibfräulein, 22 Jahre alt, 658
Verwaltungspraktikant , 26 Jahre alt, 528 Gehilfe. 20
I . alt, 428 Bezüglich der Schreibfräulein wäre einmal
ein ernstes Wort am Platze; die Leistungen sind vielfach
mittelmäßig und den mittleren Beamten gegenüber glauben
sie mit der Geste des besonderen Schützlings der Chefs ent¬
gegentreten zu dürfen."

* Reichsnotopfer . Die große Abgabe von Vermögen
wird demnächst veranlagt und erhoben. Die Meinung , daß
nach dem Ausfall der Wahlen zuin Reichstag das Gesetz
wieder zurückgenommen werde, ist völlig unbegründet. Die
Vorauszahlungen auf das Reichsnotopfer werden seit 1.
Januar ds. Js . verzinst. Wer bis zum 30. Juni 1920
Barzahlung leistet, braucht für je 100 nur 92 hinzu¬
geben, wer vom 1. Juli bis 31. Dezember 1920 barzahlt,
nur 96 ^ i. Wieviel die Vermögensabgabe etwa ausmacht,
kann jeder selbst ausrechnen, wenn er weiß, welcher Ver¬
mögen er am 31. Dezember 1919 hatte. Davon bleiben
5000 bei Ehegatten regelmäßig 10000 und wenn r
oder mehr Kinder da sind, für das zweite und jedes weitere
Kind je weitere 5000 ^ steuerfrei. Der Rest des Ver¬
mögens ist zu versteuern. So viele Kinder da sind, s» viel
mal 5000 ^ dieses Restes sind mit 10°/° zu versteuern, der
Ueberschuß nach dem Hundertsatz, der für den ganzen Rest
nach dem Tarif anzusetzen wäre. Für die Gesellschaften be¬
trägt die Steuer schlechthin 10°/. des Reinvermögens nach
Abzug des eingezahlten Grund - oder Stammkapitals , für die
juristischen Personen anderer Art und Vermögensmasien 10°/»
ihres gesamten Vermöges nach Abzug der Schulden Sie
werden daher noch leichter als die natürlichen Personen in
der Lage sein, die Steuer selbst zu berechnen.

* Zur Telephonkündiguug . In einem Artikel „Tele-
phonkünhigung" war davon die Rede, daß die Postverwal-
tung gegenüber den Teilnehmern, die die erhöhten Gebühren
nicht bezahlen wollen, vertragsmäßig zur Einhaltung der
dreimonatlichen Kündigungsfrist verpflichtet sei. Diese Be¬
hauptung ist unzutreffend. Nach 8 9 Abs. 2 der für das
Vertragsverhältnis zwischen der Postverwaltung ' u. den Teil¬
nehmern maßgebenden „Bestimmungen für die Fernsprech
anschlüsse" unterwirst sich derjenige, der eine Fernsprechern-
richtung benützt, ohne Rücksicht aus die Vertragsdauer , den
jeweiligen von der Verwaltung festzusetzenden Tarrf- estim-
mungen. An sich wäre also die Poftverwaltung berechtigt,
von sämtlichen Fernsprechteilnehmern die Bezahlung der ab
1. Juli erhöhten Gebühren zu verlangen und es den Teil¬
nehmern zu überlasten, die Anschlüsse auf 1. Oktober zu kün¬
digen. Wenn daher denjenigen Teilnehmern, die die erhöh
ten Gebühren nicht bezahlen wollen, daS Recht eingeräumt
wird (8 4 des Gesetzes betr. Telegraphen- und Fernsprechge¬
bühren vom 6. Mai 1920) ihre Anschlüffe bis zum 15. Juni
1920 zum 30. Juni 1920 zu kündigen, so bedeutet dies keinen
Vertragsbruch, wie der Verfasser des Artikels sich auSdrückk,
sondern eine den Fernsprechteilnehmern erngeräumte Ver¬
günstigung.



* Zur Schlachtviehaufbringung. Wie bekamt, ist in
den Bezirken Freudenstadt. Oberndorf und Sulz das Vieh
durch die Metzger mit Zustimmung des KommunawerbandS
direkt beim Erzeuger aufgekauft worden. Nach dem „Staats¬
anzeiger" wurden die Oberämter telegraphisch angewiesen,
das mit den bestehenden Bestimmungen im Widerspruch
stehende Verfahren sofort abzustellen. Die Frage einer ander¬
weitigen Gestaltung der Viehaufbringung auf der Grundlage
der neuen Höchstpreise für Schlachtvieh wird zurzeit von der
Fleischversorgungsstellegeprüft.

* Wie es draußen anssieht. Nach den Mitteilungen
de- statistischen Landesamts von Anfang Juni stand der
Winterweizen im Landesdurchschnitt mittel bis gut, der
Sommerweizen, Winterrogaen und Sommerroggen noch
etwas bester. Auch Haber, Sommergerste, Kartoffeln, Hopfen,
Zuckerrüben, Klee, Luzerne und Wiesen zeigen einen guten
Stand . Aepfel schwanken zwischen gut und mittel, Birnen
stehen mittel und Weinberge gut. Beim Wintergetreide, das
einen fast zu üppigen Stand hat. ist mit Lagerung zu rechnen.
Der Winterroggen steht in Blüte oder hat schon verblüht.
Auch das Sommergetreide ist in der Entwicklung weit voran:
eine frühe Gerstenernte steht in Aussicht. Doch zeigt sich
vielfach Unkraut (Hederich), auch schädigendes Auftreten des
Drahtwurms und der Fritsliege. Die Kartoffeln stehen gut
und sind selbst in rauhen Gegenden behackt, teilweise sogar
schon behäufelt. Frühkartoffeln werden früher als sonst auf
den Markt kommen. Die Futter - und Zuckerrübenselder sind
in den milderen Gegenden schon vollständig fertig bearbeitet.
Die Wiesen stehen prächtig, das Bodengras ist schön ent¬
wickelt. Die Heuernte und der er'le Kkeeschnitt, die teil¬
weise schon unter Dach sind, liefern reichen Ertrag . In
Kernobst ist im Landesdurchschnittein befriedigender Ertrag
in Aussicht. Aepfel stehen durchschnittlichetwas besser als
Birnen . Auch die Weinberge sind in der Entwicklung weit
vorangeschritten und zeigen reichen und vollkommenenAnsatz
von Gescheinen. Zusammenfastend sagt der Bericht, daß die
Früchte ihren Vorsprung gegen sonstige Jahre behalten haben,
daß der Stand aller Früchte ausnahmslos gut ist. und sofern
die Witterung günstig bleibt, zn den besten Hoffnungen be¬
rechtigt. _

A«S dem übrige« Württemberg.
Herrenberg» 10. Juni . In den letzten Gemeinderats

sitzungen wurde beschlossen: Wohnungseinbau im WerkhauS,
Eichamt und Lehrergebäude ; Kosten 64000 und Neu¬
prägung von 10000 Stück SO Pfennigstücken. — Erhöhung
des Milchpreises auf 92 4) für Voll- und 46 ^ für Mager¬
milch. — Mit den baulichen Notstandsarbeiten soll wegen
enormer Steigerung des Lohntarifs seitens des Schlichtungs¬
ausschusses bis auf weiteres ausgefsgt werden.

r Sulz , 9. Juni . Daß für die Aushebung der Zwangs¬
wirtschaft nicht nur die Bauern , sondern auch die Arbeiter
sind, beweist folgender Vorfall : Am letzten Samstag sollten,
lt. Sulzer Chronik, von der Eiersammelstelle Sulz Eier an
andere Bezirke verschickt werden. Einige Arbeiter beschlag¬
nahmten die Eier und verteilten sie ordnungsmäßig in Sulz.
ES ist nur schade, daß die vom Amtsgericht erlassenen Straf¬
zettel (eS waren deren gegen 1000 Stück) schon bezahlt sind,
die 30—40 000 Strafgelder wären sicher heute noch in den
Taschen der Geflügelhalter.

r Böblingen , 9. Juni . Auf dem Flugplatz sind gegen¬
wärtig Arbeiter damit beschäftigt, die noch hier lagernden
Flugzeuge kurz und klein zu schlagen und
total zu vernichten.  Es muß sich in jedes echten
deutschen Mannes Brust ein grimmiger Zorn erheben, wenn
man sehen muß, wie deutsches Gut auf fremden feindlichen
Befehl infolge des Schandfriedens von Versailles in solcher
Weise vernichtet wird. Es wäre doch noch Vieles zu retten
gewesen und hätte vielleicht zu anderen Zwecken verwendet
werden können, aber der unglückliche harte Friedensvertrag
will eben, daß wir vollständig wehrlos und damit auch recht¬
los gemacht werden.

r Stuttgart , 9. Juni . In der Landesversorgungsstelle
fanden in vergangener Woche Beratungen über eine neue
Milchpreiserhöhung  statt . Die Preiserhöhung
für Milch setzte in der Pfalz ein und griff auch nach Baden
und Bayern über. Die Landesversorgungsstelle hat in vier
getrennten Konferenzen die Landwirte, die Vertreter der
Städte , die Parteien und Gewerkschaften und auch Handel
und Industrie über eine etwaige neue Milchpreiserhöhung
gehört. Ein bestimmter Beschluß wurde nicht gefaßt. Nach
Lage der Dinge wird trotz der guten Heuernte u. des reich¬
lichen Futters eine Erhöhung kaum mehr zu umgehen sein,
wenn auch zugegeben werden muß, daß Angestellte und viele
Kreise des Mittelstands heute nicht mehr in der Lage sind,
nur die allernötigsten Lebensmittel zu bestreiten.

r Stuttgart , 9. Juni . Der Staatsminister des Kirchen-
und Schulwesens Dr . Hieb er  hat sich zur Teilnahme an
der Reichsschulkonferenz nach Berlin begeben.

r Obertürkheim, 9. Juni . Der Gemeinderat hat am
Dienstag in geheimer Abstimmung mit 11 gegen 5 Stimmen
sich für die Eingemeindung Obertürkheims nach Stuttgart
entschieden. Der Beschluß soll aber nicht endgültig sein. Am
kommenden Sonntag soll in einer öffentlichen Versammlung
die Einwohnerschaft ihre Meinung zum Ausdruck bringen,
die Hann bei der endgültigen Beschlußfassung berücksichtigt
werden soll. Eine Urabstimmung, die an und für sich un¬
gesetzlich ist, wurde vom Gcmeinderat mit 14 gegen 2 Stimmen
abgelehnt.

r Weikersheim OA. Mergentheim, 10. Juni . Der hie¬
sige Polizeidiener nahm zwei aus Wien stammende Land¬
streicher fest und lieferte sie dem hiesigen Oberamt ein. Nach
telegraphischer Rückfrage in Wien stellte sich heraus , daß es
sich um zwei steckbrieflich verfolgte Verbrecher handelt, auf
deren Ergreifung eine Belohnung von 5000 ^ gesetzt ist.

r Bom Bodeilsee, 10. Juni . Die deutsche Heeresver¬
waltung hat in Erfüllung des Friedensvertrags die beiden
letzten Zeppeline an Frankreich ausgeliefert. Der eine ist der

72, der andere L. Z. neuester Konstruktion. Einer soll als
Marineluftschiff in Euers Pierrefeu stationiert werden, der
andere wird dem Untersekretariat für Luftverkehr unterstellt
werden und in Maubeuge seinen Standort finden, und zwar
m einem Schuppen, den wir während deS Krieges erbaut
haben. — Im Radolfzeller Hafen landeten zwei italienische
Flugzeuge, deren Führer den Untersee für den Rhein hielten,
und die glaubten, auf Schweizer Gebiet zu sein. Nach kurzem
Aufenthalt fuhren die Flugzeuge angeblich nach Stoccholm weiter.

Letzte Nachrichten.
Keine Kandidatur Eberts Mehr-

Berlin , 11. Juni . Der B.L.A. will von unterrichteter
Seite gehört haben, daß der Reichspräsident Ebert nicht
von neuem für die Präsidentscha ft zu kandi¬
dieren  beabsichtige. Er finde innerhalb seiner Partei ge¬
wisse Widerstände gegen seine Person und empfinde sie als
ungerechtfertigt, weil seine Kritiker anscheinend übersehen,
daß er als Reichspräsidentnicht sowohl in erster Linie Partei-
Interessen als vielmehr den Interessen der Gesamtheit des
deutschen Volkes zu dienen habe.

Rücktritt der sächsischen Regierung.
Berlin , 10. Juni . Laut „Abend" tritt infolge des Aus¬

falls der Reichstagswahlen die sächsische Regierung zurück.
Die neueri  Landtagswahlen in Sachsen werden spätestens
im September  stattfinden.

Fristverlängerung für den Schleswig -Vertrag.
Berlin , 11. Juni . Von zuständiger Stelle wird bestätigt,

daß die deutsche Regierung um eine unbefristete Verlänger¬
ung der Annahmefrist für den Schleswig -Ver¬
trag  nachgesucht hat und ihre Stellungnahme durch Gegen¬
vorschläge zum Ausdruck bringen würde.

Der Prophet.
Berlin , 10. Juni . Der frühere Reichskanzlerund jetzige

Oberbürgermeister in Kassel, Scheidemann,  sollte in der
Stadtverordnetenversammlung eine Erörterung über die mut¬
maßliche Bildung der neuen Regierung mit den Worten an¬
geschnitten haben, daß Deutschland spätestens in zwei Mona¬
ten eine neue Revolution haben werde. Demgegenüber stellt
Scheidemann in der B. Z. am Mittag fest, daß er von einer
Revolution nicht gesprochen, sondern lediglich in einer streng
vertraulichen Sitzung den optimistischen Ansichten eines
Deutschnationalen gegenüber bemerkt habe, die Lage sei trost¬
los und wir könnten in kurzer Zeit  wieder einen Bür¬
gerkrieg  haben.

Englische Stimme « zu den deutschen Wahlen.
Amsterdam, 10. Juni . „Daily News" schreiben zu dem

Ergebnis der deutschen Reichstagswahlen : Wenn die Alliier¬
ten in Spaa unmögliche Forderungen stellen, wie man sie
täglich aus Frankreich hört, wird jede deutsche Regierung,
die nichts als dieses Wahlergebnis hinter sich hat, binnen
eines Tages verschwinden. — Westminster Gazette schreibt:
Dis Beziehungen zwischen den Alliierten und »Deutschland
werden schwieriger sein «tts je. Das Bedürfnis nach einer
weitblickenden Staatskunst wird noch größer sein als zuvor.

Krise in der belgischen Industrie.
Berlin , 11. Juni . Der B. L. A. meldet aus Köln, in

Solingen werde zur Lage der belgischen Industrie von unter¬
richteter Seite versichert, daß die Arbeitseinstellungen zu-
nehmen und die Aufträge ausbleiben und die bereits ab¬
geschloffenen zum großen Teile wieder zurückgezogen werden.

Künstlerpech.
Berlin , 6. Juni . Nach dem Berl . Lok.Änz. meldet der

Nieuwe Rotterd. Courant , daß Caruso  einen Verlust
von einer halben Million Dollar  durch Diebe
erlitt indem diese ihm eine Kassette mit kostbaren Juwelen
raubten.

Unsere Kriegsschiffe.
Amsterdam, 10. Juni . Wie aus Washington gemeldet

wird, werden das Flaggschiff „Ostfriesland", der kleine Kreu¬
zer „Frankfurt " und 3 ehemals deutsche Zerstörer Mitte Juli
nach den Vereinigten Staaten übergesührt werden.

Unsere Truppen in der neutralen Zone.
Berlin , 10. Juni . Wir erfahren von zuständiger Stelle:

Vom 10. Juni ab liegen in der 50-Kilometerzone, wie von
der Entente bestimmt, nur noch 10 Bataillone , 5 Schwadronen
und 1 Batterie . Diese Verbände bilden einen Teil des Ueber-
gangsheeres , dessen Herabminderung auf 200 000 Mann
durchgeführt ist.

Absetzung der Konferenz von Spaa -
Paris , 11. Juni . „Journal des D6bats " erklärt, daß

man in diplomatischen Kreisen mit der Möglichkeit zu rechnen
scheine, die internationale Finanzkonferenz von Brüssel
entgegen den bisherigen Bestimmungen vor dsr Konferenz
von Spaa abzuhalten. Die Zusammenkunft von Spaa könnte
überflüssig werden. Ob zwischen den Alliierten ein Einver¬
ständnis erzielt werden könnte, sei aber noch nicht entschieden.

Kabinettskrise in Oesterreich.
Wien, 11. Juni . Die Sozialdemokratische Korrespondenz

veröffentlicht ein Communique, wonach die Gegensätze zwi¬
schen den Sozialisten u. den Christlich Sozialen sich nament¬
lich durch die Forderung der christlich-sozialen großdeutschen
Koalition an den Staatssekretär für Heerwesen, daß der Er¬
laß über die Vertrauensmänner der Soldaten zurückgezogen
werde, so verschärft haben, daß Staatskanzler Renner  und
die sozialdemokratischen Staatssekretäre und Unlerstaatssekre-
täre den Verband der sozialdemokratischen Abgeordneten um
die Ermächtigung ersncht haben, zu demissionieren.

Was geht in Ungarn vor?
Budapest, 10. Juni . Das Ung. Korr.-Bur . meldet: Der

Reichsoerweser gab bereits vor fünf Tagen den Mitgliedern
der Regierung den Wunsch bekannt, die Regierung möge im
Interesse der Sicherheit der inneren Ordnung die notwendi¬
gen energischen Verfügungen treffen. Hierauf erschien eine
Verfügung des Ministerpräsidenten über das Standrecht u.
eine Proklamation des Landesverteidigungsministers über
die im Pester Komitat getroffenen außerordentlichen Maß¬
nahmen. Nachdem auch die Nationalversammlung in ihrer
Sitzung am 8. d. Mts . energische Verfügungen im Interesse
der inneren Festigung gefordert hat, ist der übereinstimmende
Wille der Faktoren der Gesetzgebung hinsichtlich der Sicher¬
heit der Ordnung im Lande die Bürgschaft, daß die in letz¬
ter Zeit vorgekommenen Ordnungswidrigkeiten binnen kur¬
zem tatsächlich abgestellt sein werden.

Eine neue Ententenote in Vorbereitung.
Paris , 10. Juni . Nach dem „Jntransigeant " bereiten

die Alliierten gegenwärtig eine äußerst energische Note
vor, die Deutschland alle Verletzungen des Versailler Ver¬
trags , die eS bis jetzt in wirtschaftlicher Hinsicht begangen hat.

i in Errinnerung ruft. Die Deutschen gelangen in der Tat
durch Verleihung verschiedener Konzessionen dazu, ihre früheren
Verbündeten und die Neutralen zum Schaden der Sieger zu
begünstigen.

Sturm im tschechischen Parlament.
Prag , 11. Juni . In der gestrigen Sitzung des Abge¬

ordnetenhauses kam es während der Rede des slowakische»
Abgeordneten Juriga zu großem Tumult.  Juriga
kritisierte schärfstens die tschechische Vorherrschaft in der
Slowakei  und erklärte, daß seine Partei auf Grund deS
Pittsburger Vertrags auf der weitestgehenden Autonomie für
die Slowakei bestehe und diese auch für Böhmen, Mähren
und Schleswig verlange. Die Bemerkung des Redners , daß
eine tschecho-slowakische Sprache nicht bestehe, rief einen nicht
enden wollenden furchtbaren Lärm  hervor . Den Vor¬
wurf des Hochverrats, den man gegen seine Partei erhebe,
solle man erst an die Adresse höherer Stellen richten, die den
Pittsburg -Vertrag unterschrieben haben, der auch gehasten
werden müsse.

Exkaiser Karl.
Wien, 10. Juni . Die „Arbeiterzeitung" veröffentlicht

eine Meldung aus Rotterdam , daß in belgischen Kreisen ver¬
laute, Exkaiser Karl  habe sich an die Ententeregierungen
mit der Bitte gewandt, seine Rückkehr nach Ungarn  zu
gestatten. Der Exkaiser behaupte, daß er in der Schweiz
wegen Mangels an Geldmitteln nicht bleiben könne, « äbrend
er in Ungarn als Privatmann auf seinen Gütern leben könne.

Fisher statt Lloyd George.
London, 11. Juni . Reuter glaubt zu wissen, daß der

Unterrichtsminister Fisher an Stelle des Ministerpräsidenten
Großbritannien bei der am 14. Juni in London stattfinden¬
den Sitzung des Völkerbundsrats vertreten wird.

Schaffung eines irischen Gerichtshofes.
Amsterdam, 10. Juni . Laut „Times " beschloß die eng¬

lische Regierung , einen Gesetzentwurf über die Schaffung
eines Gerichtshofes in Irland  einzubringen , der
untersuchen soll, ob gegen verhaftete Personen hinreichende
Verdachtsmomente vorliegen. Vorsitzender des Gerichtshofs
soll ein irischer Richter sein.

Die englisch-rnsstschen Handelsverträge.
Haag, 10. Juni . Einem Londoner Bericht des „Nteuwe

Courant " zufolge wird halbamtlich gemeldet, daß die Schwie¬
rigkeiten die der sof. Wiederaufnahme des Handels zwischen
England und Rußland im Wege stehen, jetzt beseitigt sind.
Offenbar sollen Gold und Platin bei der ersten Abrechnung
als ZahluWsmlttel dienen.

Ein Engländer Über Rußland.
Rotterdam , 10. Juni . Nach einer Londoner Meldung

des „Nieuwe Rotterdamschen Courant " sagte der Führer der
englischen Arbeiteiabordnung , die die russischen Zustände
untersucht hatte, u . a. noch, die Bolschewistenhätten zuge¬
geben, daß während der Schreckenszeit ungefähr 8800 Men¬
schen hingerichtet worden seien. Diese Schreckensherrschaft
sei jetzt zu Ende, aber die Todesstrafe sei für Spionagefälle
wieder eingeführt. Rußland leide Mangel an Lebensmitteln,
Kleidung, Rohstoffen und Transportmitteln . 50 Prozent der
Einwohner hungerten . Gegen epidemische Krankheiten, be¬
sonders gegen Typhus und Pocken, werde ein Verzweiflungs¬
kampf geführt.

Mutmaßliches Wetter am Samstag und Sonntag.
Trocken und warm.

Amtliche Kurse
mitgetrNt von der

Baakfirma« aer cke Lleckd, Karlsruhe1. » .
S»/, Krtegwulelhe
4°/. Württemberg« .
4°/, Bad. Eisend. Aul
«V,°/ndS. conv.
4»/, Bayern . . .

Mgem. S>. Akt.
^acketsahrt

lordh. Lloyd
IHSnir

AnBad.Anilinu.Soda-Ak!.
Deutsch« Kaki-Akt. . .

Devise Schweiz 100 Franks- a» 70»
. Holland 100 Gulden— 1403

ftrurkstsun Laer ck LIvack, Karlsruhe 1. 8.
Lrleckisunxx aller ins Lankkacii sciiluAenkien Oesctiäkte.
ktostenlo8ê u8künkte über kinanriellê n^elex-entieiten.
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Druck »nd Aerlao » W . KalseVsche« Bitchdrrtckpivs(Enrs Srrtsuvtz

Nagold.

Mnis-BttsteiMW.
Am Samstag den 12. ds. Mts ., nachmittagsV»S Uhr

versteigere ich im Auftrag im Gasthaus z. Ochsen folgende
Gegenstände: <^ M

1 Waschtisch. 2 kleine
Tische, 1 Kücheutisch,
1 Küäendank säst neu.
1 Nachttischle, 1 Kücheukasten, 5 Stühe, 1 Sport¬
wagen, 1 Bettlade, 1 Kücheukousole und allge¬
meiner Hausrat; alles noch wie neu,

wozu Liebhaber eingeladen werden.
Wilh . Gütekunst» Auktionator.

2714

Nagold.

Kktortvtz
öiigklkükilkll
sind eingetroffen bei 2721

mit SüüstoÜ
empfiehlt "

Lottiieb Zetman

Wildberg.
Einen
Wurf
schöne

Milch-
Schweine

hat zu verkaufen, Samstag
abends S Ahr. 2728

Karl Wünsch.

AOlMreW
mit Firmenaufdrnck
bei ». » . Mer. »apü.



Amtliche Bekanntmachung.
Betr . Einmachzucker.

Der Einmachzucker kommt in nächster Zeit zur Verteilung.
Diejenigen Geflügelhalter, welche das auf 31. Mat ds. Js.
fällige Eierablieferungssoll nicht erfüllt haben, werden hier¬
mit wiederholt ausgefordert, ihrer Ablieferungspflicht Folge
zu leisten, andernfalls denselben laut Erlaß der Landesoer-
sorgungsstelle Stuitgart vom 1. Juni 1920 unweigerlich der
Einmachzucker entzogen wird.

Die (Stadt -)Schultheißenämter wollen alsbald, spätestens
jedoch bis 20. ds. Mts . namentliche Listen der säumigen
Geflügelhalter unter Angabe der Personenzahl der Haushal¬
tung dem Oberamt vorlegen. Sobald diese Listen hier auf¬
liegen, erfolgt die Einmachzuckerzuweisung. Fehlanzeigen
sind erforderlich. 2718

Nagold, den 10. Juni 1920. Oberamt : M ü n z.

Verordnung über das Inkrafttreten der Vorschriften
der 88 48 bis 52 des Einkommensteuergesetzesvom

2». Mürz 1920 (Reichs-Gesetzbl. S . 369).
Auf Grund des ß 58 Abs. 6 des Einkommensteuergesetzes

vom 29. März 1920 (Reichs Gesetzbl. S . 359) in der Fassung
des Gesetzes zur Durchführung des Einkommensteuergesetzes
vom 31. März 1920 (Reichs Gesetzbl. S . 428) wird hiermit
bestimmt:

Die Vorschriften der ZZ 45 bis 52 des Einkommensteuer¬
gesetzes vom 29. März 1920 über den Abzug von Ein¬
kommensteuer am Arbeitslohn treten mit dem 25. Juni
1920 in Kraft.

Berlin , den 21. Mai 1920.
Der Reichsminister der Finanzen.

2727 (gez.) : Dr. Wirth.
Jeder Arbeitnehmer hat sich alsbald von der Gemeinde¬

behörde seines Wohnortes oder Beschäftigungsortes eine
Steuerkarte ausstellen zu lassen.

Altensteig , den 12. Juni 1920.
Finanzamt : KV. Dr . Fik.

Nachdem die  Motorfirene auf dem alte«
Kirchturm angebracht ist, werden folgende

Feueralarmzeichen
eiugeführt:

1. bei einem Brand in der Stadt ist die Sirene
ununterbrochen tätig mit einigen Anschwellun¬
gen und Abschwächungen,!

2. bei Vrandfall auswärts finden Unterbrech¬
ungen statt mit völligen Pausen.

Nagold, den 10. Juni 1920. 2715
Stadtschulth.-Amt : Maier.

Stadtgemeinde Nagold.
Brennholz -Abfuhr

vor  Bezahlung des Kaufpreises an die Stadtpflege ist
verboten!

Zuwiderhandlungen gegen die allg. bekannten städt. Der-
kaufsbedingungen werden vom Gemeinderat mit einer Ver¬
tragsstrafe bis zn 20 geahndet.
2717 Stadtpflege : Lenz.

Mein schwarzer

Schäferhund
auf den Namen „Bella " gehend, hat sich

verlaufen . 2682
Der Finder desselben wird gebeten, ihn gegen Belohnung
znrückzugeben. Vor Ankauf wird gewarnt.

_ N . Raufer, Kalkwerk, Nagold.
MU"Verlaufe« "Vis

hat sich mein 2725

gelber Dachshund.
trögt auf dem Kops elue Rarde. geht aus deu Ruf
Malle". Bor« aus wird gewarnt. Abzugrbeu
gegen Belohnungb.Amsdieuer Martini,Emmingen.

Nagold . 2722
Wir empfehlen von neuer

Sendung:

k« » Is krbm!A

EsU
alles in 1 Weißblech-
dosen billigst.

VerA L 8vI »>«iLck.

ällgkmsins Lsieib - und
privst -varlsiisn -änstslt

Kommanditgesellschaft
pastt ' i R Jammstraße.
LMI . V Ecke Kaiserstr.80.

Fernruf«S7.«rk. Briefauffchrlst: XVVX, u»k, i. v.

8vL « iLru »8viL,

Zahlreiche Empfehlungs¬
nachweise. Rasche, ver¬
schwiegene, angenehme

Geschästsabwickelung.

Die Knien rot «n

Kummikings
der

klrma ^ oek Otlingen
sind wieder in ausrei¬
chenden Klengen ru
Kaden, und ?wnr in
dlsgold 2877

ULULL^ lKSl

verMviuM
Lämtlicke Oummiringe
der knmaV/eck Qklingen
tragen das Marken- und

kirmen -Lckutzwort

Täglich frische 271V

Rosen
empfiehlt

L . ^ ollaender , Nagold.

Werleihtsofort
jung, tüchtigem Geschäfrsmann

MM.
zrg. i«te Sicherheit.

An wen ? sagt die Geschäfts-
stelle ds. Bl . 2702

Ver IM
einem jungen

GeschäftsmannMl»«Ali?
An wen, sagt die Geschäfts-

stelle des Blattes . 2674
Verkaufe am Sonntag vor¬

mittag 1 bereits noch neues

Rad
mit Freilaus , tadellos im Zu¬
stand mit neuer Bereifung.

Anzusehen bei 2712
Ludw. Schmid,  Roifelden.

— - -—

I.i

- Im 8«>>»tsg tleil 1Z. Illill isro. ttsoltmlttttynr Me Z
—»  verunstaltet der Verein in der 8eminarturnku11e ein ^K o n 2 S kr " 4

— klitwirkende:  kl . konriertsänger Konrelmann -Ztuttgart (Kanton ), —
—»  II . riauptlekrer kickt (Klavier), ^

der klünnerckor und das Ooppelquartett des Vereins . 21
21 1-eitung:  K . llauptlekrer Orieb.
^ Ebenda von 8 I7kr ad kindet in der „Draude " eine ^

D gesellige ^usammenlluntt sm«. D
21 Kieru sind die verekrl . aktiven und passiven klitgliecler kreundlickst 21
— eingeladen . —
21 blv . ^ n MkdtinilgUsdei können nock eine ^ orskl Llntrlttskarten «
— 2u 2,60 bist, abgegeben werden . —
Z Ws DLK VOKMLM . -

Die Reichszentralstelle für Kriegs- und Zivilgefangene
gibt bekannt, daß Anmeldungen der aus England , Frank¬
reich, Amerika, Belgien Italien und Serbien noch nicht
heimgekehrten Kriegsgefangenen spätestens bi« 16. Juni
1920 erfolgen müssen. 2707

Für ordnungsmäßige Erledigung der Meldungen die
nach 15. Juni einlaufen, kann eine Gewähr nicht übernom¬
men werden.

Es wird nochmals darauf hingewiesen, daß es sich bei
diesen Meldungen nur um einwandfrei festgestellte Kriegs¬
gefangene, nicht aber um Vermißte handelt.

Etwaige Meldungen wären sofort, hieher einzureichen.
Nagold , den 9. Juni 1920.

Bezirks -Fürsorgestelle.

Roifelden, 10. Juni 1920.

Lulllsn

Noncllisussp

r«7i empkieklt

lüMchMM
Ott«NeeWiiller

biagoirl.

Nltensteig.
Empfehle mich im 2726

Schleifen nnb Reparieren
von: Taschenmessern, Scheren, Haarschneidmaschinen

Spezialität:
Rasiermesser jeder Höhlung usw.

Für saubere Arbeit wird garantiert.

Fr . Roller. ««WKL -.
RvvWez«verbaasen

in Weichholz 1 bis 2 Meter lang, 22/25/28/40 mm stark
zu Rechenstiel, Besenstiel, Schrupperstiel, Rouleauxstangen,

sowie 1000 Stück

geschlitzte Zannstcke»,
1,30 Meter lang , und

Sägmehl
2683 zu billigstem Preis

!UMLVeMtzMMMlMMM

k ÄchlUIlH ! Ausschneiden!
s An- und Verkäufe von Grundstücken und Liegen-
! schäften aller Art vermittelt rasch

Otto Lutz. Backnang
> 2574 Uhlandstraße 33.

Trauer -Anzeige.
Teilnehmenden Verwandten, Freunden und Be¬

kannten geben wir die schmerzliche Nachricht, daß
unsere liebe Mutter , Schwiegermutter, Großmutter
und Schwester

Warm WerMSWer
nach schwerem Leiden im Alter von 62 V« Jahren
sanft in dem Herrn entschlafen ist.

Im Namen der trauernden Hinterbliebenen
Johannes Bühler
Maria Kübler geb. Bühler
Katharina Köhler geb. Bühler
Christian Bühler , Hauptlehrer
Jakob Bühler.

Beerdigung SamStag , 12. Juni , 1' /- Uhr.

2724 Roifelden, 9. Juni 1920

Todes -Anzeige.
Verwandten, Freunden und Bekannten die

schmerzliche Nachricht, daß unser lieber, guter Sohn
und Bruder

krledrlÄi
heute mittag 2 Uhr nach schwerer Krankheit im
26. Lebensjahr, sanft entschlafen ist.

Die schwergeprüften Eltern:
Georg Beuerle , Bauer und Frau

Marie geb. Faßnacht,
die Geschwister: Jakob und Katharine.

Beerdigung : Samstag mittag 1 Uhr.

Ln« Kurse am 1V. 3uni 1920
mitgeteilt durch die

Gewerbebank Nagold e.G.m.b.H.in Nagold.
5°/, Deutsch« Reichsanl.

1.—S. Kriegsanl. .
4»/odgl.v. 1S18 unk.1925
SV.'/o dergl. . . . . .
3̂ /. „ . - -
5°/, I.Dtsch.Schatzanwsg.
4°/, Bad. Anleihe . .
3V,°/° « - 0. 1900ddb. ab 1905 . .
4°/, Württemberg., k. 19151921u. 1935. . .
3V,°/o dergl. v. 1878 .
gl/,'/. „ v. 1879/80

188S/9S . . . .
3'/,°/, dergl. o. 1881/85rät . L—0 . . .
Zi/.'/o dergl. von 1980

(1903 ff) . . . .
3*/, dergl. von 1896

Pfandbriefe.
4°/, Franks.Hypoth.Bank
N/,°/o dergl. . . . .

79.60
74.20
68 90
65.80
99 90
85.50

89.-
93.-

79.75

74.50

75.-
74.50

102.50
91.—

4°/, Franks-Hypoth.»
Kreditvrr. . . 100.75

4°/, Melningertzypothb.s .2, 6,7.3,9,11-15 160 5S
4°/o Rhein. Hypoth Bk. 101.25
4°/o Württ.Hypoth.Bank. 104.—
3>/e dergl. kdb. v . 98. —

u ^ ^ . . . 94. —
3>/L°/o dergl. ttlgb. ab

1912, 1915 . . . SS.SO
4°/» Württ. Kreditverein 105.5«

Obligatio»««.
4°/g Stadt Frankfurta.M. 114.78
4°/g Sluttg.Stadtv. 1919 100—

Aktie«.
Darmstädter Sank . . 154 50
Deutsche Bank . . . 283.—
DlskontogrMAH . . 200.—
Dresdner Bank . . . 171.50-
Bad.Aniliv-u Sodafadrik 435.—
Daimler Motoren . . 222.-
SßlingerMuŝinenfabeik. 204—
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